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Zur Frage der Neubewertung der Thematik
 „Verfolgung statt Enteignung“  kurz zusammengefasst
Plänitz, 08.01.2013

In der ARE-Kurzinfo Nr. 223 vom 28.12. 2012  hat es schon in wenigen Tagen ein lebhaftes Echo gegeben. Hierüber sind wir erfreut.
Dr. Wasmuth als „Vordenker“  hat  heute persönlich hierzu noch ergänzend eine Stellungnahme verfasst, die wir hier aus aktuellem Anlass und als Erwiderung auf  das Echo der ersten Woche zur Kurzinfo 223 allen Interessierten zur Kenntnis geben möchten.                                                                                                                                              

„ Mit der Verwendung der Begriffe Enteignung und Konfiskation  wird – wie vorher dargelegt- das tatsächlich geschehene Unrecht maßgeblich verharmlost, weil beide Begriffe, wie auch immer, nicht das tatsächliche Unrechtsgeschehen beschreiben, sondern ein deutliches Minus dieses Unrechts. Der sächsische Volksentscheid und die dazu erlassenen Richtlinien hatten eben nicht nur zur Folge, dass den Betroffenen das Betriebsvermögen entzogen wurde. Vielmehr hatte ein Schuldspruch durch die Landeskommissionen bzw. bei den Nacherfassungen durch die Präsidialkommission das gesamte Sanktionsinstrumentarium zur Folge, das die KRD Nr. 38 vorsah (Einziehung des gesamten Vermögens, Aberkennung des aktiven und passiven Wahlrechts, Berufsverbot). Nur die Internierung konnte bis August 1947 lediglich von sowjetischen Organen (NKWD, SMT) durchgeführt werden, erfolgte aber regelmäßig, wenn der Betroffene noch nicht in den Westen geflohen war. Schon von diesen Rechtsfolgen her ist damit das geschehene Unrecht etwas völlig anderes als bloße Enteignungen oder Konfiskationen von Betriebsvermögen. Dass sich das Unrecht darin erschöpft, suggeriert zwar bei oberflächlicher Betrachtung der Volksentscheid. Dabei handelt es sich aber um eine gezielte Irreführung der damaligen Öffentlichkeit. Bei schonungsloser Offenlegung des eigentlichen Ziels der Stalinisten, eine soziale Klasse auszurotten und zu vernichten, hätte der Volksentscheid auch damals wohl keine Chance gehabt. Das ändert aber nicht das Geringste daran, dass allein mit dem durch den Volksentscheid beschlossenen sächsischen Gesetz zur Übergabe der Betriebe von Kriegs- und Naziverbrechern in die Hand des Volkes das tatsächlich verübte Unrecht zutreffend beschrieben wäre. Vielmehr wurde das Unrecht auf diese Weise gezielt verschleiert, weil die automatisch eintretenden anderen Rechtsfolgen, die sich aus anderen Normen ergaben, ausgeblendet werden. 
 
Die Begriffe "Enteignungen" und "Konfiskationen" verharmlosen das Unrecht auch deshalb, weil damit die in jedem Einzelfall von den Kommissionen ausgesprochene schwerste Schuld als Kriegs- und Naziverbrecher, also als Schwerstkriminieller, nicht im Ansatz erfasst wird. Damit wird das Unrecht erneut wesentlich verharmlost. Eine Wiedergutmachung für bloße Enteignungen und Konfiskationen kann dieses Unrecht der übelsten Ausgrenzung einer ganzen sozialen Klassen deshalb ebenfalls nicht im Ansatz erfassen. 

 
Mit den Begriffen "Enteignungen" und "Konfiskationen" wird auch außer acht gelassen, dass die gegen die Opfer durchgeführten Verfahren - ebenso wie die stalinistischen Säuberungen während des Großen Terrors in der UdSSR in den Jahren 1937 und 1938 -  in krasser Weise sämtliche Gebote einer rechtsstaatlichen Ordnung mit Füßen getreten haben und schon deshalb eine Wiedergutmachung verlangen. Auch darauf kann eine auf bloße "Enteignungen" und "Konfiskationen" zugeschnittene Wiedergutmachungsregelung von vornherein nicht reagieren. Vermögensgesetz und Ausgleichsleistungsgesetz reagieren auch ausdrücklich nicht darauf, weil mit diesen Gesetzen explizit keine Rehabilitierung der Betroffenen verbunden ist, sondern nur ein - beschränkter - Vermögensausgleich stattfindet. 
 
Bei dem, was heute über das Unrecht gegenüber den verfolgten und in ihrer wirtschaftlichen und - immer wieder auch - physischen Existenz geschädigten Opfern der sog. "Wirtschaftsreform" bekannt ist, nimmt es schon reichlich Wunder, dass häufig, sogar  „ Interessenvertretungen“  ohne jeden Grund weiterhin bereit sind, der stalinistischen Propaganda zu folgen und das geschehene Unrecht auf eine bloße Eigentumsumgestaltung in der Wirtschaft im Wege von "Enteignungen" oder "Konfiskationen" zu reduzieren und damit das tatsächliche Ausmaß des Unrechts systematisch auszublenden und zu negieren. Wäre ich ein Opfer dieses Unrechts, würde ich mich durch eine solche Vorgehensweise nachhaltig beleidigt fühlen. Erzählen Sie einmal einem Juden, er sei ja nur enteignet worden. Warum sollte sich ein sächsischer Industrieller, der in einem NKWD-Speziallager umgekommen ist, der seinen Beruf verloren hat, der nicht mehr wählen durfte, dem man auch das gesamte Privatvermögen entzogen hat und den man als schwerstkrimininellen Kriegs- und Naziverbrecher ausgegrenzt hat, wesentlich anders fühlen?
 
In diesem Zusammenhang muss auch noch auf folgendes wesentliches Moment hingewiesen werden: Wird das Unrecht lediglich als "Enteignung" und "Konfiskation" bezeichnet, besteht kaum je die Bereitschaft der Öffentlichkeit, sich für das geschehene Unrecht zu interessieren. Nur bei einem solchen Interesse und einer allgemeinen Empörung über das Geschehene besteht aber ernsthaft die Möglichkeit, das Ruder nochmals herumzureißen. Im Bewusstsein der Allgemeinheit sind die Vorgänge der  „Boden- und Wirtschaftsreform" eigentlich gar nicht so schlimm. Viele meinen, einer Eigentumsneuordnung habe es vielfach bedurft. Die Kommunisten hätten halt lediglich ein wenig „über die Stränge geschlagen“ (so etwas habe ich mir sogar von sehr ernst zu nehmenden Professoren anhören müssen). Dagegen werden Mauerbau, 17. Juni und Stasi-Überwachung als wesentlich schwerwiegendere Unrechtsakte angesehen.

Tatsächlich verhält  es sich  aber genau umgekehrt. Dieses falsche Bild verfestigt sich natürlich, wenn nicht einmal  Interessenvertreter ( auch Anwälte)  der Opfer etwas unternehmen, es zu ändern, sondern ebenfalls der Propaganda der Verharmlosung seit der Stalinzeit weiter hinterherlaufen.
 
Rechtlich schadet man so den Opfern der "Wirtschaftsreform", weil  mit  schwerwiegenden Reduzierung des Unrechts von vornherein nur angegeben wird, es  könnten Ansprüche nach dem Ausgleichsleistungsgesetz geltend gemacht werden. Schon wegen der deshalb geltenden Degression erhalten die Opfer damit nur einen Bruchteil des ihnen zugefügten vermögensrechtlichen Schadens. Von vornherein weiter im Raum stehen bleibt aber das Unrecht des unberechtigten Schuldvorwurfs als Schwerstkrimineller, der jeweils erfolgte Zugriff auf die Berufsausübung und - bei nicht rechtzeitig Geflohenen - die erlittene Haft. Vermögensmäßig liegt der Schaden darin, dass die Möglichkeit einer Rückgabe oder einer Erlösherausgabe i.S. von § 3 IV 2,3 VermG von vornherein ausscheiden. Ich denke, jenseits der mit der Redzierung des Unrechts auf "Enteignungen" oder "Konfiskationen" und der darin liegenden massiven Verharmlosung dieses Unrechts bestehen auch wiedergutmachungsrechtlich insofern Unterschiede, die den Opfern schweren Schaden zuführen, wenn die falschen Gesetze angewandt werden. 
 
Es ist sicherlich richtig, dass die straf- und verwaltungsrechtlichen Gerichte bislang keine Rehabilitierungen ausgesprochen haben. Dies liegt aber daran, dass sie  von einem maßgeblich verharmlosenden Sachverhalt ausgehen. Solange  so verfahren wird, kann man dies den Richtern vielleicht nicht einmal ernsthaft verübeln, selbst wenn ich da heute deutlich kritischer bin. Im Rechtsstaat ist es schlichtweg unzulässig, einen krassen Verfolgungssachverhalt zu verbiegen und geschehenes Unrecht weitgehend auszublenden, nur um nicht die gesetzlich vorgesehene Rehabilitierung aussprechen zu müssen. Diese Vorhaltung kann ich inzwischen den Gerichten nicht mehr ersparen, mit besonderem Nachdruck aber erst recht nicht Interessenvertretern, die vorgeben, die Interessen der Opfer wahrzunehmen, damit tatsächlich aber nur der maßgeblichen Verharmlosung des Unrechts das Wort reden. Daran kann kein Opfer ein nachvollziehbares Interesse haben. 
 
Insgesamt hilft es dabei auch nicht weiter, wenn auf einzelne, natürlich auch mir bekannte SMAD-Vorschriften verwiesen wird. Das Unrecht ist zwar von der SMAD begleitet worden. Flankierend hat sie auch einzelne Vorschriften erlassen. Das Unrecht beruht aber essentiell auf deutschen Vorschriften. Täter waren Deutsche (Verbrecher wie Fritz Selbmann, Friederich, Kastner oder Falkenberg, um nur einige der Protagonisten aus Sachsen zu benennen) und allenfalls ganz am Rande die Sowjets. Mit der Beschränkung auf einzelne SMAD-Vorschriften wird man dem tatsächlich verübten und in der Substanz auf ganz andere Vorschriften gestützten Unrecht nicht ansatzweise gerecht. 
 
Die wesentlichen Zusammenhänge, die bei der Wiedergutmachung zu berücksichtigen und  maßgeblich für die sachverhaltliche und rechtliche Aufarbeitung gelten, sind inzwischen in den grundlegenden Zügen in diversen Beiträgen in der ZOV beschrieben worden. Es gibt aber auch weitere Erkenntnisquellen, selbst wenn ich zugestehen muss, dass es - insbesondere auch bei Zeithistorikern - hier noch schwerwiegende Defizite gibt. Den Opfern und der Aufarbeitung des Unrechts wird aber, das ist inzwischen meine feste Überzeugung, massiv geschadet, wenn weiterhin unverdrossen nur mit verharmlosendem Halbwissen operiert wird. 
 
Als Konsequenz hoffe ich, dass  ich mich  einigermaßen in dieser Erwiderung auf die ersten Reaktionen der ARE-Kurzindo 223 verständlich habe machen können, weshalb alle Vertreter der Betroffenen ihre Beschreibung der Unrechtsvorgänge umgehend dem tatsächlich verübten Unrecht anpassen sollte, wie dies die ARE seit längerer Zeit konsequent betreibt. Die Verharmlosung dieses Unrechts ist geeignet ist, weiterhin schweren Schaden anzurichten. Damit  sollte nun endlich radikal Schluss gemacht und - wie dies die ARE mit ihren Verbündeten tut- in die „ Offensive 2013 “ gegangen werden.
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